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Die Gemeinden Bottmersdorf, Domersleben, Dreileben, Eggenstedt, Groß Rodensleben, Hohendode-
leben, Klein Rodensleben, Seehausen, Wanzleben haben den  Gebietsänderungsvertrag zur Bildung 
der Einheitsgemeinde Stadt Wanzleben - Börde geschlossen.
Mit Bescheid des Ministeriums des Innern des Landes Sachsen-Anhalt vom 24. Juli 2009, Akten-
zeichen 35.41-01486/6 wurde den vorgenannten Gemeinden gegenüber die kommunalaufsichtliche 
Genehmigung des Gebietsänderungsvertrages zur Bildung der Einheitsgemeinde Stadt Wanzleben - 
Börde aus 9 Mitgliedsgemeinden der Verwaltungsgemeinschaft „Börde“ Wanzleben gemäß § 2 Abs. 
4 i.V.m. § 4 Abs. 2 des Gesetzes über die Grundsätze der Neugliederung der Gemeinden im Land 
Sachsen-Anhalt (Gemeindeneugliederungs-Grundsätzegesetz - GemNeuglGrG) unter der aufschie-
benden Bedingung gleich lautend erteilt, dass die zur Wirksamkeit der Vereinbarung erforderlichen 
Beitrittsbeschlüsse in den vertragsschließenden Gemeinden bis zum 31.08.2009 gefasst werden.
Die an der Bildung der Einheitsgemeinde Stadt Wanzleben - Börde beteiligten 9 Gemeinden haben 
jeweils einen gleich lautenden Beitrittsbeschluss in der geforderten Frist gefasst. 
Der Gebietsänderungsvertrag  zur Bildung der Einheitsgemeinde Stadt Wanzleben - Börde, die kom-
munalaufsichtliche Genehmigung und der von den Vertragsbeteiligten jeweils gleich lautend gefasste 
Beitrittsbeschluss werden hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Gebietsänderungsvertrag
zur Bildung der Einheitsgemeinde Stadt Wanzleben - Börde aus allen

Mitgliedsgemeinden der Verwaltungsgemeinschaft „Börde“ Wanzleben
zum 01. Januar 2010

Auf Grund der §§ 17 und 18 der Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt (GO LSA) in der 
zurzeit geltenden Fassung haben die Gemeinderäte der Gemeinden

a) 	 Bottmersdorf		  am:		  10. Juni 2009
b) 	 Domersleben		  am:		  03. Juni 2009
c) 	 Dreileben		  am:		  09. Juni 2009
d) 	 Eggenstedt		  am:		  05. Juni 2009
e) 	 Groß Rodensleben		  am:		  04. Juni 2009
f) 	 Hohendodeleben		  am:		  04. Juni 2009
g) 	 Klein Rodensleben		  am:		  27. Mai 2009
h) 	 Klein Wanzleben		  am:		
i) 	 Seehausen		  am:		  11. Juni 2009
j) 	 Wanzleben		  am:		  04. Juni 2009

beschlossen, dass ihre Gemeinden aufgelöst und zu einer neuen Gemeinde mit dem Namen Stadt 
Wanzleben - Börde vereinigt werden. 

Die Bürger der Gemeinden a) bis j) sind nach § 17 Abs. 1 Satz 8 GO LSA angehört worden.
In Ausführung der übereinstimmenden Beschlüsse ihrer Gemeinderäte sowie zur Regelung der hieraus 
entstandenen Rechts- und Verwaltungsfragen schließen die Gemeinden nachstehenden Vertrag zur 
Gebietsänderung.

§ 1 Neubildung, Namen, Benennungen und Bezeichnungen von Ortsteilen

(1)	 Mit dem In-Kraft-Treten des Vertrages werden die bisher selbstständigen Gemeinden
	 a) Bottmersdorf mit dem Ortsteil Klein Germersleben,
	 b) Domersleben, 
	 c) Dreileben, 
	 d) Eggenstedt, 
	 e) Groß Rodensleben mit den Ortsteilen Bergen und Hemsdorf, 
	 f) Hohendodeleben, 
	 g) Klein Rodensleben, 
	 h) Klein Wanzleben mit den Ortsteilen Meyendorf und Remkersleben, 
	 i) Seehausen und 
	 j) Wanzleben mit den Ortsteilen Blumenberg, Buch, Schleibnitz und Stadt Frankfurt aufgelöst.
(2)	 Die neue Gemeinde umfasst das Gebiet der in Absatz 1 genannten Gemeinden.
(3)	 Die neue Gemeinde erhält den Namen Stadt Wanzleben - Börde.
(4)	� Mit Wirksamkeit der Bildung der neuen Gemeinde Stadt Wanzleben - Börde ist die Verwaltungs-

gemeinschaft „Börde“ Wanzleben aufgelöst.
(5)	� Die bisher selbstständigen Gemeinden a) bis j) sowie die bisherigen Ortsteile Blumenberg, Buch, 

Bergen, Hemsdorf, Klein Germersleben, Meyendorf, Remkersleben, Schleibnitz und Stadt Frank-
furt werden Ortsteile der neuen Gemeinde Stadt Wanzleben - Börde. Die Ortsteile sind in der 
Hauptsatzung der neuen Gemeinde aufzunehmen.

(6)	 Die neue Gemeinde hat ihren Verwaltungssitz in dem Ortsteil Wanzleben.
(7)	� Jeder Ortsteil führt neben dem Namen der neuen Gemeinde den bisherigen Gemeindenamen  oder 

den bisherigen Ortsteilnamen als Ortsteilnamen weiter.
(8)	� Für die Ortseingangsschilder wird vereinbart, dass darauf zuerst der Name des jeweiligen Orts-

teils, darunter die Worte „Stadt Wanzleben - Börde“ und darunter die Worte „Landkreis Börde“ 
stehen.

(9)	� Die an der Neubildung beteiligten Gemeinden und nunmehrigen Ortsteile können ihre bisherigen 
Wappen und Flaggen als Ausdruck der Verbundenheit der Bevölkerung mit ihrem Ortsteil und 
dessen Geschichte weiter führen.

§ 2 Rechtsnachfolge

(1)	� Mit dem Zeitpunkt der Auflösung tritt die neu gebildete Gemeinde Stadt Wanzleben - Börde die 
Rechtsnachfolge für die aufgelösten Gemeinden und für die aufgelöste Verwaltungsgemeinschaft 
„Börde“ Wanzleben an. Sie tritt insbesondere in die in Anlage 1 aufgeführten Zweckverbände, 
Kapitalbeteiligungen, Verbände und Vereinigungen, denen die aufgelösten Gemeinden und die 
aufgelöste Verwaltungsgemeinschaft angehörten sowie in die von ihnen abgeschlossenen öffent-
lich-rechtlichen und privatrechtlichen Verträge ein und übernimmt deren Forderungen und Ver-
bindlichkeiten.

(2)	� Das bewegliche und unbewegliche Eigentum der aufgelösten Gemeinden und der aufgelösten 
Verwaltungsgemeinschaft „Börde“ Wanzleben geht mit dem Zeitpunkt der Auflösung in das Ei-
gentum der neu gebildeten Gemeinde Stadt Wanzleben - Börde über.

§ 3 Personalübergang

(1)	� Die Beamten der aufgelösten Stadt Wanzleben treten kraft Gesetzes in den Dienst der neu gebil-
deten Gemeinde Stadt Wanzleben - Börde (§§ 128 ff. Beamtenrechtsrahmengesetz - BRRG). Sie 
sind verpflichtet, die ihnen übertragenen Ämter anzunehmen. Einen Anspruch auf Übertragung 
einer bestimmten Funktion oder eines bestimmten Dienstpostens haben sie nicht.

(2)	� Die Übernahme der Beschäftigten der aufgelösten Gemeinden a) bis j) durch die neu gebildete 
Gemeinde Stadt Wanzleben - Börde richtet sich nach § 73a GO LSA i. V. m. §§ 128, 129 BRRG. 
Sie sind verpflichtet, die ihnen übertragenen Aufgaben wahrzunehmen. Einen Anspruch auf Über-
tragung einer bestimmten Funktion oder eines bestimmten Arbeitsplatzes haben sie nicht.

(3) �	�Die aufzulösenden Gemeinden a) bis j) werden vom Zeitpunkt des Vertragsschlusses an bis zum 
Zeitpunkt der wirksamen Neubildung keine Veränderung der dienst- und arbeitsrechtlichen Ver-
hältnisse ihrer Bediensteten, insbesondere keine Neueinstellungen, ohne Abstimmung mit den je-
weils anderen Gemeinden vornehmen. Ausgenommen davon ist die Wiederbesetzung im Rahmen 
laufender Altersteilzeitverträge.

§ 4 Einwohner und Bürger

(1) �	�Zur Sicherung der Bürgerrechte nach den §§ 20 und 21 GO LSA wird die Dauer des Wohnsitzes 
und des Aufenthaltes in den aufgelösten Gemeinden a) bis j) auf die Dauer des Wohnsitzes oder 
des Aufenthaltes in der neu gebildeten Gemeinde Stadt Wanzleben - Börde angerechnet.

(2)	� Einwohner einer aufgelösten Gemeinde haben im Verhältnis zu den Einwohnern der jeweils ande-
ren aufgelösten Gemeinden die gleichen Rechte und Pflichten. 

(3)	� Die öffentlichen Einrichtungen der aufgelösten Gemeinden stehen allen Einwohnern im Rahmen 
der geltenden Bestimmungen in gleicher Weise zur Verfügung. 

(4)	� Die Umtragung der Personalausweise und Reisepässe im Ergebnis der Gebietsänderung ist gemäß 
§ 19 Absatz 2 GO LSA für die Einwohner kostenfrei.

§ 5 Organe der Gemeinde -  Stadtrat

(1)	 Die Neuwahl des Stadtrates wird vereinbart.
(2)	� Die Neuwahl des Stadtrates erfolgt gemäß § 46 Abs. 1 Kommunalwahlgesetz des Landes Sachsen- 

Anhalt i. V. m. § 74 Kommunalwahlordnung des Landes Sachsen - Anhalt spätestens 4 Monate 
nach Wirksamkeit der Bildung der neuen Gemeinde. Bis zum Zusammentritt des neu gewählten 
Stadtrates bildet der Gemeinschaftsausschuss den Stadtrat der neu gebildeten Gemeinde.

(3)	� Die zuständige Kommunalaufsichtsbehörde bestimmt gemäß § 46 Abs. 1 Satz 2 KWG LSA den 
Tag der Neuwahl.

(4) 	Die Neuwahl des Stadtrates erfolgt in annähernd gleich großen Wahlbereichen.

§ 6 Organe der Gemeinde - Bürgermeister

(1)	� Der hauptamtliche Bürgermeister der neu gebildeten Gemeinde Stadt Wanzleben - Börde ist zu 
wählen.

(2)	� Die Wahl erfolgt nach Wirksamkeit der Bildung der neuen Gemeinde. Nach seiner Bildung be-
stimmt der neue Stadtrat unverzüglich den Wahltag.

	� Bis zum Tag des Amtsantritts des gewählten Bürgermeisters der neuen Gemeinde nimmt die bis-
herige Leiterin der Verwaltungsgemeinschaft nach dem Modell der Trägergemeinde die Befugnis-
se des hauptamtlichen Bürgermeisters der neu gebildeten Gemeinde wahr. 

§ 7 Bildung von Ortschaften

(1)	� Für die neu gebildete Gemeinde Stadt Wanzleben - Börde wird die Ortschaftsverfassung nach den 
§§ 86 ff. GO LSA eingeführt. Ortschaften der neu gebildeten Gemeinde Stadt Wanzleben - Börde 
werden die aufgelösten Gemeinden und künftigen Ortsteile der neuen Gemeinde a) bis j) sowie 
der bisherige Ortsteil Remkersleben mit dem bisherigen Ortsteil Meyendorf. 

(2)	� In den aufgelösten Gemeinden a) bis j) und nunmehrigen Ortschaften sowie in der ehemaligen und 
nunmehrigen Ortschaft Remkersleben werden Ortschaftsräte mit Ortsbürgermeistern gebildet.

(3)	� Der jeweilige Gemeinderat jeder aufgelösten Gemeinde sowie der bisherige Ortschaftsrat der Ort-
schaft Remkersleben besteht für den Rest der Wahlperiode als Ortschaftsrat fort. Der jeweilige 
bisherige ehrenamtliche Bürgermeister jeder aufgelösten Gemeinde ist gemäß § 58 Abs. 1 b Satz 
1 GO LSA Ortsbürgermeister für den Rest seiner ursprünglichen Wahlperiode, längstens für die 
erste Wahlperiode des Ortschaftsrates nach der Neubildung. Nach Beendigung seiner Wahlperiode 
scheidet der jeweilige bisherige Bürgermeister aus seiner Funktion des Ortsbürgermeisters aus, 
bleibt jedoch zusätzliches Mitglied im Ortschaftsrat. Im Falle des Satzes 3 wählt der Ortschaftsrat 
auf der Grundlage des § 88 Abs. 1 GO LSA einen Ortsbürgermeister aus seiner Mitte. 

(4)	� Die Ortschaftsräte wahren die Belange der jeweiligen Ortschaft, bringen diese gegenüber den Or-
ganen der Gemeinde zur Geltung und wirken auf die gedeihliche Entwicklung der Ortschaft hin. 
Sie haben ein Vorschlagsrecht zu allen Angelegenheiten, die ihre jeweilige Ortschaft betreffen, 
und sind zu wichtigen Angelegenheiten, die in § 87 Abs. 1 Satz 4 Nr.1 bis 7 GO LSA aufgeführt 
sind, zu hören. 

(5) �	�Die neue Gemeinde Stadt Wanzleben - Börde überträgt durch Hauptsatzung den jeweiligen Ort-
schaftsräten entsprechend § 87 Abs. 2 GO LSA folgende Angelegenheiten zur Erledigung im Rah-
men der ihnen zur Verfügung gestellten Haushaltsmittel unter Berücksichtigung der Belange der 
gesamten Gemeinde (siehe Anlage 2):

	 a) �die Ausgestaltung, Unterhaltung und Benutzung von öffentlichen Einrichtungen einschließlich 	
Gemeindestraßen, die Festlegung der Reihenfolge zum Um- und Ausbau sowie Unterhaltung  
und Instandsetzung von Straßen, Wegen und Plätzen, soweit deren Bedeutung nicht über den  
Bereich der Ortschaft hinausgeht, einschließlich der Beleuchtungseinrichtungen

	 b) die Pflege des Ortsbildes und des örtlichen Brauchtums
	 c) die Förderung der örtlichen Vereinigungen
	 d) �bei der Errichtung oder wesentlichen Erweiterung öffentlicher Einrichtungen die Vergabe der  

Lieferungen und Leistungen für die Bauausführung
	 e) Pflege vorhandener Partnerschaften
(6)	� In der Hauptsatzung der neu gebildeten Gemeinde ist gemäß § 87 Abs. 2 Satz 2 Nr. 4 und 5 GO 

LSA die entsprechende Wertgrenze für den jeweiligen Ortschaftsrat einzuräumen
	 - �bis 100.000 Euro über Verträge, die die Nutzung von Grundstücken der Ortschaft und bewegli-

chem Vermögen (bewegliches Vermögen, welches durch die Gemeinde eingebracht wurde) 	
betreffen,

	 - �bis 25.000,00 Euro über die Veräußerung von beweglichem Vermögen (bewegliches Vermögen, 
welches durch die Gemeinde eingebracht wurde) abschließend entscheiden zu können.

(7)	� Die Regelungen nach den Absätzen 1 bis 6 werden in der Hauptsatzung der neu gebildeten Ge-
meinde Stadt Wanzleben - Börde aufgenommen. 

§ 8 Mitwirkung des Ortsbürgermeisters

(1)	� Der Ortsbürgermeister bereitet die Beschlüsse des Ortschaftsrates vor und führt sie in Vertretung 
des Bürgermeisters aus. Er leitet die Sitzungen des Ortschaftsrates. 

(2)	� Der Ortsbürgermeister hat den Ortschaftsrat über Angelegenheiten, die für die Ortschaft von Be-
deutung sind, rechtzeitig zu unterrichten. Er hat dem Ortschaftsrat auf Verlangen Auskunft zu 
erteilen.

(3)	� Der Ortsbürgermeister kann an den Sitzungen des Stadtrates und seiner Ausschüsse mit beraten-
der Stimme teilnehmen und in allen Angelegenheiten, welche die Ortschaft betreffen, Auskunft 
vom Bürgermeister verlangen. Er ist auf sein Verlangen zum Gegenstand der Verhandlungen zu 
hören.

(4)	� Die derzeitig Beschäftigten in den aufgelösten Gemeinden a) bis j) sollen vorrangig für Arbeiten 
in der jeweils aufgelösten Gemeinde eingesetzt werden. Die Entscheidungskompetenz liegt aus-
schließlich beim Bürgermeister in Abstimmung mit dem Ortsbürgermeister.

(5)	� Dem Ortsbürgermeister sollen durch Regelungen in der Hauptsatzung aus dem Verfügungsfonds 
des Bürgermeisters Mittel zur Verfügung gestellt werden.

§ 9 Entwicklung der Ortschaft

(1)	� Die neu gebildete Gemeinde Stadt Wanzleben - Börde verpflichtet sich, die aufgelösten Gemein-
den als Ortschaften so zu fördern, dass deren Entwicklung durch die Auflösung nicht beeinträch-
tigt wird. Sie verpflichtet sich, die besonderen Belange der aufgelösten Gemeinden gemäß ihrer 
Entwicklungsstände und ihrer gemeindlichen Traditionen in angemessener (bisheriger) Form zu 
berücksichtigen.

(2)	� Die neu gebildete Gemeinde Stadt Wanzleben - Börde ist bestrebt, die im Finanzplan 2009 fest-
gelegten Investitionen im Rahmen der finanziellen Möglichkeiten zu realisieren. Der jeweilige 
Ortschaftsrat kann nach der Neubildung im Rahmen seiner Kompetenz aus § 87 Abs. 1 GO LSA 
vorschlagen, die genannten Investitionsprioritäten auf Grund aktueller Erfordernisse anzupassen.

(3)	� Die neu gebildete Gemeinde Stadt Wanzleben - Börde ist bestrebt,  auf die Einrichtung kosten-
pflichtiger Parkplätze zu verzichten.

(4)	� Die neu gebildete Gemeinde Stadt Wanzleben - Börde ist bestrebt, dass im gesamten Gemeinde-
gebiet keine neuen Kompostanlagen und keine weiteren Windenergieanlagen errichtet werden.

§ 10 Aufwandsentschädigung

(1)	� Die zum Zeitpunkt der Neubildung bestehenden Aufwandsentschädigungsregelungen für die 
übergeleiteten Gemeinderäte und Ortschaftsräte sowie ehrenamtlichen Bürgermeister und Orts-
bürgermeister sind bis zum Ablauf ihrer Amtszeit in die Entschädigungssatzung der neuen Ge-
meinde Stadt Wanzleben - Börde aufzunehmen.

(2)	� Die Entschädigung der Ortschaftsräte und Ortsbürgermeister ist nach dem Ablauf ihrer Amtszeit 
im Sinne des Absatzes 1 neu festzulegen. 

§ 11 Ortsrecht

(1)	� Das Ortsrecht der aufgelösten Gemeinden a) bis j) und das von der aufgelösten Verwaltungsge-
meinschaft „Börde“ Wanzleben gesetzte Ortsrecht gilt, soweit es durch die Bildung der neuen 
Gemeinde Stadt Wanzleben - Börde nicht gegenstandslos geworden ist, in seinem bisherigen ört-
lichen Geltungsbereich bis zum 31.12. 2014 weiter (Anlage 3). Nach Ablauf dieser Frist tritt das 
Ortsrecht der neuen Gemeinde Stadt Wanzleben - Börde für die Ortschaften gemäß § 7 Abs. 1 in 
Kraft. Soweit Ortsrecht der aufgelösten Gemeinden bzw. Verwaltungsgemeinschaft im Zeitraum 
der Fortgeltung teilweise oder insgesamt rechtswidrig ist, wird dieses durch rechtskonforme Re-
gelungen durch den Stadtrat der neuen Gemeinde ersetzt.

(2)	� Abweichend von den Bestimmungen nach Absatz 1 tritt nach der Neubildung, Beschluss und 
ortsüblicher Bekanntmachung folgendes Ortsrecht der neuen Gemeinde in Kraft:

	 a) Hauptsatzung
	 b) Geschäftsordnung
	 c) Entschädigungssatzung
	 d) Satzung über die Einrichtung der Freiwilligen Feuerwehr
	 e) Kostenersatzsatzung für die Inanspruchnahme der Freiwilligen Feuerwehr
	 f) �Satzung über die Nutzung der Tageseinrichtungen und über die Erhebung von Gebühren als 

Elternbeitrag
	 g) Satzung zur Sondernutzung an Gemeindestraßen und Ortsdurchfahrten
	 h) Sondernutzungsgebührensatzung
	 i) Verwaltungsgebührensatzung
(3)	� Im Übrigen gilt, soweit nach der Neubildung für bestimmte Rechtsgebiete Ortsrecht in den bis-

herigen Gemeinden a) bis j) nicht besteht, das Ortsrecht der neuen Gemeinde Stadt Wanzleben 
- Börde nach entsprechender ortsüblicher Bekanntmachung.

(4)	� Die neu gebildete Gemeinde Stadt Wanzleben - Börde verpflichtet sich, die bestehende Bauleit-
planung der aufgelösten Gemeinden zu übernehmen und im Rahmen der Planung für das gesamte 
Gemeindegebiet nach Maßgabe des Baugesetzbuches weiterzuführen.

§ 12 Haushaltsführung

(1) �Die Haushaltssatzungen der aufgelösten Gemeinden a) bis j) und der aufgelösten Verwaltungs-
gemeinschaft bleiben bis zum 31. Dezember 2009 in Kraft. 

(2) �Die aufzulösenden Gemeinden a) bis j) werden sich vom Abschluss des Vertrages bis zum Zeit-
punkt der Wirksamkeit der Neubildung aller Entscheidungen im Sinne der §§ 99 ff. GO LSA 
enthalten, die der Finanzlage der neuen Gemeinde Nachteile bringen könnten.

§ 13 Steuersätze

(1)	� Bis zum 31.12.2019 werden die in den aufgelösten Gemeinden im Haushaltsjahr 2009 geltenden 
Steuerhebesätze beibehalten.

§ 14 Investitionen

(1)	� Die neu gebildete Gemeinde Stadt Wanzleben - Börde wird die in den Haushaltsplänen für das 
Haushaltsjahr 2009 veranschlagten und alle (auch zuvor) begonnenen Bau- bzw. Investitionsmaß-
nahmen weiterführen und ordnungsgemäß beenden.

(2)	� Die neu gebildete Gemeinde Stadt Wanzleben - Börde wird zum Zeitpunkt der Neubildung die 
vorhandenen Mittel, die sich in den jeweiligen Rücklagen der aufgelösten Gemeinden a) bis j) 
befinden, jeweils für Investitionen in dem entsprechenden Ortsteil verwenden.

(3)	� Die Erlöse aus den ehemaligen Gemeindevermögen sind mit den übernommenen Schulden auf-
zurechnen. Überschüsse sind jeweils auf die Dauer von 5 Jahren in der jeweiligen künftigen Ort-
schaft zu verwenden.

§ 15 Gewährleistung des Brandschutzes und der Hilfeleistung

(1)	� Der neu gebildeten Gemeinde Stadt Wanzleben - Börde obliegen mit In-Kraft-Treten dieses Ver-
trages die Aufgaben nach dem Brandschutz- und Hilfeleistungsgesetz (BrSchG-LSA) in der je-
weils geltenden Fassung.

(2)	� Die Freiwilligen Feuerwehren der aufgelösten Gemeinden a) bis j) sowie der Ortsteile Hemsdorf, 
Klein Germersleben, Remkersleben und Schleibnitz bestehen als Ortsfeuerwehren der Gemeinde 
Stadt Wanzleben - Börde fort.

(3)	� Die bisherigen Gemeindewehrleiter der aufgelösten Gemeinden a) bis j) werden zu Ortswehrlei-
tern der Ortschaften bis zum Ende ihrer jeweiligen Amtszeit.

	� Die Ortswehrleiter der Ortswehren der Ortsteile Hemsdorf, Klein Germersleben, Remkersleben 
und Schleibnitz bleiben auch in der neuen Gemeinde Stadt Wanzleben - Börde in ihrer Funktion bis 
zum Ende ihrer jeweiligen Amtszeit. Der bisherige Stadtwehrleiter der aufgelösten Stadt Wanz-
leben wird bis zur Berufung des Stadtwehrleiters der neu gebildeten Gemeinde Stadt Wanzleben 
- Börde mit der Wahrnehmung der Geschäfte des Stadtwehrleiters der neu gebildeten Gemeinde 
Stadt Wanzleben - Börde beauftragt.

(4)	� Die bisherigen Jugendfeuerwehrwarte der aufgelösten Gemeinden a) bis j) werden zu Jugendfeu-
erwehrwarten der Ortsteile.

	� Die Jugendfeuerwehren der bisherigen Ortsfeuerwehren der Ortsteile Hemsdorf, Klein Germers-
leben, Remkersleben und Schleibnitz bleiben auch in der neu gebildeten Gemeinde Stadt Wanzle-
ben - Börde in ihrer Funktion.

(5)	 Die vorhandene Technik soll in allen bisher bestehenden Freiwilligen Feuerwehren verbleiben.
(6)	� Das erarbeitete Konzept zur Neugestaltung der Feuerwehren in der neuen Gemeinde Stadt Wanz-

leben - Börde ist in der Anlage 4 dargestellt.

§ 16 Kindertagesstätten

(1)	� Die Kindertagesstätten in den aufzulösenden Gemeinden Domersleben, Dreileben, Groß Rodens-
leben, Hohendodeleben, Klein Rodensleben, Klein Wanzleben, Seehausen und Wanzleben sowie 
im Ortsteil Remkersleben sollten im Rahmen der gesetzlichen Möglichkeiten erhalten werden.

(2)	 Die neue Gemeinde Stadt Wanzleben - Börde sichert die bedarfsgerechte Betreuung vor Ort ab.

§ 17 Grundschulen

Die Grundschulen in den aufzulösenden Gemeinden Domersleben, Hohendodeleben, Klein Wanzle-
ben, Seehausen und Wanzleben sollten entsprechend der Schulentwicklungsplanung erhalten werden. 

§ 18 Jagdrecht

Die jeweiligen Jagdbezirke und dazugehörigen Jagdgenossenschaften der aufzulösenden Gemeinden 
a) bis j) sollten nach Maßgabe des Landesjagdgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt erhalten bleiben.

§ 19 Regelung von Streitigkeiten

(1)	 Dieser Vertrag wurde im Geist der Gleichberechtigung und der Vertragstreue getroffen. 
(2)	� Können Meinungsverschiedenheiten zwischen den Vertragspartnern nicht einvernehmlich gere-

gelt werden, ist die Kommunalaufsichtsbehörde anzurufen.
(3)	� Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam oder undurchführbar sein oder nach 

Vertragsschluss unwirksam oder undurchführbar werden, so wird dadurch die Wirksamkeit des 
Vertrages im Übrigen nicht berührt. § 139 BGB findet keine Anwendung.

(4)	� Sollte eine der vorstehenden Regelungen dem derzeit oder künftig geltenden Recht widerspre-
chen, so soll sie durch eine Regelung ersetzt werden, die dem am nächsten kommt, was die ver-
tragsschließenden Gemeinden gewollt haben.

§ 20 Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen gelten in weiblicher und männlicher Form.

§ 21 In-Kraft-Treten

Der Gebietsänderungsvertrag ist mit der Genehmigung des Landkreises Börde als untere Kommunal-
aufsichtsbehörde und deren Bestimmungen im Amtsblatt des Landkreises Börde zu veröffentlichen. 

Der Gebietsänderungsvertrag tritt am 1. Januar 2010 in Kraft.
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Anlage 2 zu § 7 Abs. 5

Gemeinde Bottmersdorf
- DorfgemeinschaftshausVereinshäuser, Sportplätze, Jugendzentren, 2 Spielplätze
- Gartenanlagen, Wiesen und landwirtschaftliche Flächen

Gemeinde Domersleben
- Grundschule
- Kulturhaus
- Bibliothek
- Turnhalle
- Sportplatz
- Jugendklub
- Heimatstube
- „Schafstall“
- Gartenanlagen, Wiesen und landwirtschaftliche Flächen
					   
Gemeinde Dreileben 								      
- Sportstadion, Dorfgemeinschaftshaus, Jugendklub, Parkanlage

Gemeinde Eggenstedt
- Jugendklub
- Gartenanlage, Wiesen und landwirtschaftliche Flächen
- Parkanlage
- Sportplatz
- „Allerquelle“
- Spielplatz
- Konsultationsstützpunkt (K-Punkt)
- Teiche	

Gemeinde Groß Rodensleben
- Gemeindesaal
- Bürgerzentrum Groß Rodensleben
- Bürgerzentrum Hemsdorf
- Jugendklub
- Sportplatz
- Gartenanlagen, Wiesen und landwirtschaftliche Flächen
- Festplatz
- Teiche- und Teichanlagen

Gemeinde Hohendodeleben 
- Gemeindezentrum
- Sportplatz, -halle, Bolzplatz
- Grundschule
- Spielplätze

Gemeinde Klein Rodensleben
- Sportplatz
- Spielplatz Gartenstraße
- Teich mit Umfeld
- Gestaltung und Ausbau des Festplatzes
- Pflege und Erhaltung der Biotopbereiche „Alte Sandkuhle“ und „Alter Sportplatz“
- Jugendklub

Gemeinde Klein Wanzleben 		
- Rathaus
- Bibliothek
- Gemeindearchiv
- Sportkomplex Klein Wanzleben
- Sportplatz Remkersleben
- Schwimmbad
- Bauhof
- Jugendtreff
- Jugendklub Remkersleben
- Museen
- Räume der Vereine (Seniorenklub, Förderverein FFw, Gesangvereine, Heimatvereine u. a.) 
- Bürgerhaus Remkersleben
- Grundschule
- Festplatz

Stadt Seehausen
- Grundschule
- Sonnensaal u. dessen Anbau
- Vereinshaus
- Turnhalle

- Bauhof	
- Rathaus
- Gartenanlagen, Wiesen und landwirtschaftliche Flächen

Stadt Wanzleben 	
- Stadt- und Kreisbibliothek
- Spaßbad
- Grundschule
- Kulturhaus / Bürgerhaus
- Spielplätze 
- Sportanlagen / Sportplätze / Sporthallen
- Gartenanlagen, Wiesen und landwirtschaftliche Flächen

Anlage 3 zu § 11 Abs. 1
Gemeinde Bottmersdorf 					  
- Hundesteuersatzung								      
- Satzung über die Erhebung wiederkehrender Beiträge für die öffentlichen Verkehrsanlagen 
- Satzung über die Erhebung einmaliger Straßenausbaubeiträge
- Satzung über die Straßenreinigung und den Winterdienst
- Friedhofssatzung 
- Gebührensatzung für den Friedhof
- Satzung über die Umlegung von Beiträgen für die Unterhaltungsverbände 
- Satzung über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen 
- Satzung der Gemeinde Bottmersdorf über die Erhebung der Vergnügungssteuer

Gemeinde Domersleben 							    
- Hundesteuersatzung								      
- Satzung über die Erhebung wiederkehrender Beiträge für die öffentlichen Verkehrsanlagen 
- Satzung über die Straßenreinigung und den Winterdienst
- Friedhofssatzung 
- Gebührensatzung für den Friedhof
- Satzung über die Umlegung von Beiträgen für die Unterhaltungsverbände „Elbaue“ und „Untere Bode“ 
- Satzung über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen
- Satzung der Gemeinde Domersleben über die Erhebung der Vergnügungssteuer

Gemeinde Dreileben 								      
- Hundesteuersatzung								      
- Satzung über die Erhebung einmaliger Straßenausbaubeiträge
- Straßenreinigungssatzung
- Satzung über das Friedhofs- und Bestattungswesen
- Friedhofsgebührensatzung
- �Satzung zur Erhebung von Beiträgen an die Verbände zur Unterhaltung der Gewässer zweiter Ord-

nung
- Ordnung für die Benutzung des gemeindeeigenen Sportplatzes
- Nutzungs- und Entgeltordnung für die Benutzung der gemeindeeigenen Räumlichkeiten
- Erschließungsbeitragssatzung

Gemeinde Eggenstedt 							     
- Hundesteuersatzung								      
- Satzung über die Erhebung wiederkehrender Beiträge für straßenbauliche Maßnahmen 
- Satzung über die Erhebung einmaliger Straßenausbaubeiträge
- Straßenreinigungssatzung
- Satzung über das Friedhofs- und Bestattungswesen
- Friedhofsgebührensatzung
- �Satzung zur Erhebung von Beiträgen an die Verbände zur Unterhaltung der Gewässer zweiter Ord-

nung
- Erschließungsbeitragssatzung

Gemeinde Groß Rodensleben
- Hundesteuersatzung							     
- Satzung über die Erhebung eines einmaligen Straßenausbaubeitrages 
- Satzung über die Straßenreinigung und den Winterdienst
- Satzung der Gemeinde Groß Rodensleben über das Friedhofs- und Bestattungswesen
- Satzung über die Erhebung von Friedhofsgebühren
- �Satzung über die Umlegung von Beiträgen für die Unterhaltungsverbände „Untere Ohre“ und      

„Untere Bode“
- Satzung über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen
- Satzung der Gemeinde Groß Rodensleben über die Erhebung der Vergnügungssteuer

Gemeinde Hohendodeleben							     
- Hundesteuersatzung							     
- Satzung über die Erhebung eines einmaligen Straßenausbaubeitrages in der Gemeinde
- Satzung über die Straßenreinigung und den Winterdienst in der Gemeinde
- Satzung über die Erhebung von Straßenreinigungsgebühren in der Gemeinde
- Satzung der Gemeinde Hohendodeleben für das Friedhofs- und Bestattungswesen

- Satzung über die Erhebung von Friedhofsgebühren in der Gemeinde
- �Satzung über die Umlegung von Beiträgen für die Unterhaltungsverbände „Elbaue“, „Untere Bode“, 

„Untere Ohre“
- Satzung über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen in der Gemeinde
- Satzung der Gemeinde Hohendodeleben über die Erhebung der Vergnügungssteuer
- Satzung zum Schutz des Gehölzschutzbestandes der Gemeinde

Gemeinde Klein Rodensleben						    
- Hundesteuersatzung							     
- Satzung über die Erhebung eines einmaligen Straßenausbaubeitrages
- Satzung über die Straßenreinigung und den Winterdienst
- Straßenreinigungsgebührensatzung
- Friedhofssatzung 
- Gebührensatzung für den Friedhof
- �Satzung über die Umlegung von Beiträgen für die Unterhaltungsverbände „Untere Ohre“ und              

„Untere Bode“ 
- Satzung über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen
- Satzung der Gemeinde Klein Rodensleben über die Erhebung der Vergnügungssteuer
- Satzung zum Schutz des Gehölzbestandes

Gemeinde Klein Wanzleben 						    
- Hundesteuersatzung								      
- Satzung über die Erhebung wiederkehrender Beiträge für straßenbauliche Maßnahmen
- Satzung über die Erhebung einmaliger Straßenausbaubeiträge
- Straßenreinigungssatzung
- Straßenreinigungsgebührensatzung
- Satzung über das Friedhofs- und Bestattungswesen
- Friedhofsgebührensatzung
- Gratulationsordnung
- Satzung zur Umlage der Beiträge an die Verbände zur Unterhaltung der Gewässer zweiter Ordnung
- Erschließungsbeitragssatzung

Stadt Seehausen 							     
- Hundesteuersatzung							     
- Satzung über die Erhebung einmaliger Straßenausbaubeiträge
- Straßenreinigungssatzung
- Straßenreinigungsgebührensatzung
- Satzung über das Friedhofs- und Bestattungswesen
- Friedhofsgebührensatzung
- �Satzung zur Erhebung von Beiträgen an die Verbände zur Unterhaltung der Gewässer zweiter Ordnung
- Erschließungsbeitragssatzung
- Vergnügungssteuersatzung
- Satzung über den Wochenmarkt
- Gebührensatzung für die Benutzung des Wochenmarktes
- Sanierungssatzung
- Niederschlagswasserbeseitigungssatzung
- Niederschlagswassergebührensatzung

Stadt Wanzleben 							     
- Hundesteuersatzung							     
- Satzung über die Erhebung eines einmaligen Straßenausbaubeitrages
- Straßenreinigungssatzung
- Satzung über die Straßenreinigung und den Winterdienst
- Satzung der Stadt Wanzleben für das Friedhofs- und Bestattungswesen
- Satzung über die Erhebung von Friedhofsgebühren
- �Satzung über die Umlegung von Beiträgen für die Unterhaltungsverbände „Elbaue“ und „Untere 

Bode“ 
- Satzung über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen
- Satzung der Stadt Wanzleben über die Erhebung der Vergnügungssteuer
- Satzung über den Wochenmarkt
- Marktgebührensatzung für die Benutzung des Wochenmarktes
- Sanierungssatzung
- Satzung über die örtliche Bauvorschrift für das Wohngebiet „Am Burggarten“
- Ordnung über die Nutzung der kommunalen Sportstätten
- Satzung über die Nutzung der Stadt- und Kreisbibliothek und über die Erhebung von Gebühren

Anlage 4 zu § 15 Abs. 6

Konzept zur Neugestaltung der Feuerwehren in der Einheitsgemeinde

1.	� Der neu gebildeten Gemeinde Stadt Wanzleben-Börde obliegen mit In-Kraft-Treten dieses Vertra-
ges die Aufgaben nach dem Brandschutz- und Hilfeleistungsgesetz (BrSchG-LSA) in der jeweils 
geltenden Fassung.

Anlage 1 zu § 2 Rechtsnachfolge

Bezeichnung		  Form und Höhe bzw. der Beteiligung/Mitgliedschaft
der Einrichtung

	 VGem	 Bottmersdorf	 Domersleben	 Dreileben	 Eggenstedt	 Groß Rodensleben	 Hohendodeleben	 Klein Rodensleben	 Klein Wanzleben	 Seehausen	 Wanzleben
		
Kreisfeuerwehrverband
(Mitgliedsbeitrag)	 --------------	 491,40 Q	 771,53 Q	 402,98 Q	 99,10 Q	 740,48 Q	 1.223,78 Q	 389,48 Q	 1.667,25 Q	 1.277,10 Q	 3.575,45 Q

Umlage
Feuerwehrunfallkasse	 --------------	 130,60 Q	 165,60 Q	 151,60 Q	 190,35 Q	 162,10 Q	 165,60 Q	 260,10 Q	 190,10 Q	 190,10 Q	 274,10 Q

Städte- und
Gemeindebund 	 6.806,80 Q	 80,00 Q	 80,00 Q	 80,00 Q	 80,00 Q	 80,00 Q	 80,00 Q	 -----------------	 80,00 Q	 80,00 Q	 -----------------
S-A

Unfallkasse S-A	 --------------	 1.830,72 Q	 2.874,07 Q	 1.501,03 Q	 702,18 Q	 2.758,53 Q	 4.559,37 Q	 1.450,73 Q	 6.211,80 Q	 4.758,08 Q	 13.524,84 Q

Kommunaler
Schadensausgleich	 --------------	 575,48 Q	 863,47 Q	 528,12 Q	 209,55 Q	 516,57 Q	 1.294,95 Q	 419,12 Q	 1.816,18 Q	 1.324,23 Q	 3.679,28 Q

Versicherungen
(Gebäude)	 -------------	 516,86 Q	 2.696,73 Q	 1.579,11 Q	 349,40 Q	 1.325,10 Q	 4.227,29 Q	 787,61 Q	 5.597,29 Q	 4.012,59 Q	 8.553,61 Q

Arbeitsmedizinische
Dienste	 1.843,48 Q	 35,85 Q	 111,54 Q	 73,70 Q	 35,85 Q	 170,62 Q	 233,69 Q	 122,15 Q	 736,88 Q	 404,30 Q	 1.133,24 Q

Kommunaler
Arbeitgeberverband LSA 	 756,20 Q	 --------------	 ----------------	 -----------------	 ----------------	 ----------------	 463,00 Q	 -----------------	 571,80 Q	 538,20 Q	 584,40 Q

KGST	 775,79 Q	 --------------	 ----------------	 -----------------	 -----------------	 ----------------	 -----------------	 -----------------	 -----------------	 -----------------	 -----------------

Studieninstitut
(Mitgliedsbeitrag)	 2.049,71 Q	 --------------	 ----------------	 -----------------	 -----------------	 ----------------	 -----------------	 -----------------	 -----------------	 -----------------	 -----------------

SALEG	 --------------	 --------------	 ----------------	 ----------------	 ----------------	 ----------------	 -----------------	 -----------------	 -----------------	 Wert: 2.556,46 Q	 -----------------
										          0,268 % Anteile
KOWISA	 --------------	 Wert: 19.999,92 Q	 Wert: 10.059,84 Q	 Wert: 10.059,84 Q	 Wert: 19.999,92 Q	 Wert: 50.179,44 Q	 Wert: 60.119,52 Q	 Wert: 10.059,84 Q	 Wert: 90.179,28 Q	 Wert: 100.239,12 Q	 -----------------
		  167 Aktien	 84 Aktien	 84 Aktien	 167 Aktien	 419 Aktien	 502 Aktien	 84 Aktien	 753 Aktien	 837 Aktien
Kommunale
Sanierungsgesellschaft GmbH	 --------------	 204,52 Q	 200,00 Q	 150,00 Q	 100,00 Q	 306,77 Q	 409,04 Q	 102,26 Q	 700,00 Q	 500,00 Q	 1.278,23 Q
		  (Geschäftsanteil)	 (Geschäftsanteil)	 (Geschäftsanteil)	 (Geschäftsanteil)	 (Geschäftsanteil)	 (Geschäftsanteil)	 (Geschäftsanteil)	 (Geschäftsanteil)	 (Geschäftsanteil)	 Geschäftsanteile
WoBau GmbH
Wanzleben	 --------------	 ---------------	 ----------------	 -----------------	 -----------------	 ----------------	 -----------------	 -----------------	 -----------------	 -----------------	 1.280.000,00 Q
											           (Gesellschafter)
Stadtwerke
Wanzleben GmbH	 --------------	 ---------------	 ----------------	 -----------------	 ----------------	 ----------------	 -----------------	 ----------------	 -----------------	 -----------------	 383.468,91 Q
											           (Gesellschafter)
Wobau GmbH „Börde“
Klein Wanzleben	 --------------	 ---------------	 ----------------	 -----------------	 -----------------	 ---------------	 ----------------	 -----------------	 25.564,59 Q	 -----------------	 -----------------
									         (Gesellschafter)		
Unterhaltungsverbände
„Untere Ohre“		  --------------	 -----------	 523,80 Q	 --------------	 1.348,62 Q	 3.524,62 Q	 2.687,32 Q	 --------------	 --------------	 --------------
„Untere Bode“	 --------------	 10.860,08 Q	 10.689,58 Q	 9.359,68 Q	 178,26 Q	 12.514,70 Q	 803,68 Q	 2.588,50 Q	 18,830,18 Q	 11.955,92 Q 	 21.644,20 Q
„Elbaue“		  --------------	 679,00 Q	 --------------	 --------------	 --------------	 4.700,50 Q	 --------------	 --------------	 --------------	 9.417,09 Q
„Großer Graben“		  --------------	 --------------	 --------------	 162,54 Q	 --------------	 --------------	 --------------	 --------------	 --------------	 --------------
„Aller“		  --------------	 --------------	 1.105,00 Q	 6.732,32 Q	 --------------	 --------------	 --------------	 --------------	 1.159,20 Q	 --------------

Gartenbau -
Berufsgenossenschaft	 --------------	 39,00 Q	 39,00 Q	 39,00 Q	 39,00 Q	 39,00 Q	 125,59 Q	 39,00 Q	 124,79 Q	 156,23 Q	 39,00 Q

Dbv - Deutscher
Bibliothekenverband	 --------------	 ----------------	 ---------------	 ----------------	 -----------------	 ----------------	 -----------------	 ----------------	 -----------------	 ----------------	 95,00 Q
und F.-Bödecker-Haus

TAV
Wasser- und Abwasser	 -------------	 X	 X	 X	 X	 X	 X	 X	 X	 X	 X

WWAZ Abwasser	 --------------	 --------------	 ---------------	 ---------------	 --------------	 -------------	 X	 ---------------	 ---------------	 ----------------	 ---------------

Landesverband der
Standesbeamten LSA	 250,00 Q	 ---------------	 ---------------	 ---------------	 ---------------	 ---------------	 ---------------	 ---------------	 ---------------	 ---------------	 ---------------

Fachverband der
Kommunalkassenverw.	 50,00 Q 	 --------------- 	 ---------------	 ---------------	 ---------------	 ---------------	 ---------------	 ---------------	 ---------------	 ---------------	 ---------------

Stadt-Umland-Verband	 ---------------	 ---------------	 ---------------	 ---------------	 ---------------	 ---------------	 zurzeit nicht bekannt	 ---------------	 ---------------	 ---------------	 zurzeit nicht bekannt
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2. 	� Die Freiwilligen Feuerwehren der aufgelösten Gemeinden a) bis j) sowie der Ortsteile Hemsdorf, 
Klein Germersleben, Remkersleben und Schleibnitz bestehen als Ortsfeuerwehren der Gemeinde 
Stadt Wanzleben-Börde fort.

3.	� Der bisherige Stadtwehrleiter der aufgelösten Stadt Wanzleben wird bis zur Berufung des Stadt-
wehrleiters der neu gebildeten Gemeinde Stadt Wanzleben-Börde mit der Wahrnehmung der Ge-
schäfte des Stadtwehrleiters der neu gebildeten Gemeinde Stadt Wanzleben-Börde beauftragt.

4.	� Die bisherigen Gemeindewehrleiter der aufgelösten Gemeinden a) bis j) werden zu Ortswehrlei-
tern der Ortschaften bis zum Ende ihrer jeweiligen Amtszeit. 

	� Die Ortswehrleiter der Ortswehren der Ortsteile Hemsdorf, Klein Germersleben, Remkersleben 
und Schleibnitz bleiben auch in der neuen Gemeinde Stadt Wanzleben-Börde in ihrer Funktion bis 
zum Ende ihrer jeweiligen Amtszeit.

5.	� Die bisherigen Jugendfeuerwehrwarte der aufgelösten Gemeinden a) bis j) werden zu Jugendfeu-
erwehrwarten der Ortsteile. Die Jugendfeuerwehren der bisherigen Ortsfeuerwehren der Ortsteile 
Hemsdorf, Klein Germersleben, Remkersleben und Schleibnitz bleiben auch in der neu gebildeten 
Gemeinde Stadt Wanzleben-Börde in ihrer Funktion.

6. 	 Leitung der Stadtfeuerwehr
	 a) Die Stadtfeuerwehr wird durch den Stadtwehrleiter geleitet.
	 b) �Der Stadtwehrleiter wird durch einen Stellvertretenden für Ausbildung und einen Stellvertre-

tenden für Technik/Bekleidung und Ausrüstung unterstützt. Im Verhinderungsfall nehmen die 
Stellvertreter die Aufgaben des Stadtwehrleiters wahr.

	 c) �Für die Koordinierung der Jugendfeuerwehren der Gemeinde Stadt Wanzleben - Börde ist ein 	
Stadtjugendfeuerwehrwart zu bestellen.

	 d) �Für die Koordinierung der Alters- und Ehrenabteilungen ist ein Verantwortlicher zu benennen.

	� Für die zu besetzenden Funktionen von a) bis c) ist eine angemessene Aufwandsentschädigung in 
die Entschädigungssatzung aufzunehmen.

7. 	 Status/Ausrüstung der einzelnen Feuerwehren
	� Grundsätzlich bleibt die von den einzelnen Gemeinden angeschaffte Technik und Ausrüstung in 

der jeweiligen Ortsfeuerwehr. Fahrzeuge dürfen nur durch gleichwertige oder höherwertige er-
setzt werden.

	� Mit Entstehung der neuen Einheitsgemeinde Stadt Wanzleben-Börde ist die Einheitsgemeinde 
Stadt Wanzleben-Börde nach der Verordnung über die Mindeststärke und -ausrüstung der Freiwil-
ligen Feuerwehren (MindAusrVO-FF) vom 9. September 1996, zuletzt geändert durch die zweite 
Verordnung zur Änderung der Verordnung über die Mindeststärke und -ausrüstung der Freiwilli-
gen Feuerwehren vom 14. Dezember 2004 (GVBl. S. 828) als Schwerpunktfeuerwehr anzusehen 
und auch so aufzustellen. Nach Gründung der Einheitsgemeinde Stadt Wanzleben-Börde ist dieser 
Status durch Stadtratsbeschluss zu beschließen.

	 Ist-Zustand			   Angestrebter Zustand 
					     nach Gründung der Einheitsgemeinde
Wanzleben
	 Stützpunktfeuerwehr		  Mitglieder : 	 34		
					     Mitglieder Jugendfeuerwehr: 	 20		
	 ELW 1				    ELW 1
	 RW 1	  Rettungsgerät		  RW 1	 Rettungsgerät	
	 TLF 16/25			   TLF 16/25
	 LF 16-TS (Bundeseigentum)		  LF 16-TS (Bundeseigentum)
					     Bei Wegfall des Bundesfahrzeuges
 					     ist hier ein LF 20/16 vorzusehen.
	 DLK 23/12			   DLK 23/12 im Finanzplan 2011
	 MTF				    MTF
	 Funktrupp-KW (Landeseigentum)	 Funktrupp-KW (Landeseigentum)

Seehausen
	 Stützpunktfeuerwehr		  Mitglieder:		 33		
					     Mitglieder Jugendfeuerwehr: 	 4
	 LF 16 W 50			   LF 10/6 Rettungsgerät	 im Finanzplan 2009	
	 TLF 16 W 50			   TLF 24/50			    
	 VF	 Rettungsgerät		  MTF		

Klein Wanzleben
	 Grundausstattung			   Mitglieder:		 28			 
					     Mitglieder Jugendfeuerwehr: 	 10
	 LF 8/6				    LF 8/6		
	 TLF 16 W 50			   LF 20/16		  im Finanzplan 2009
	 MTF				    MTF
	 Dekon-P (Bundeseigentum)		  Dekon-P (Bundeseigentum)		

Hohendodeleben	
	 Grundausstattung			   Mitglieder:		 24
					     Mitglieder Jugendfeuerwehr: 	 13
	 TSF-W	Rettungsgerät		  LF 20/16 Rettungsgerät	 im Finanzplan 2009	
	 MTF				    MTF
	 MTF				    TSF-W 
	 TLF 15	

Bottmersdorf	
	 Grundausstattung			   Mitglieder:		 23
					     Mitglieder Jugendfeuerwehr: 	 14
	 LF 10/6				   LF 10/6
					     MTF

Klein Germersleben	
	 Grundausstattung			   Mitglieder:		 21
					     Mitglieder Jugendfeuerwehr: 	 9
	 LF 10/6				   LF 10/6
					     MTF
Domersleben
	 Grundausstattung			   Mitglieder:		 17
					     Mitglieder Jugendfeuerwehr: 	 15
	 LF 8/6	 Rettungsgerät		  LF 8/6	 Rettungsgerät
	 MTF				    MTF

Klein Rodensleben	
	 Grundausstattung			   Mitglieder:		 42
					     Mitglieder Jugendfeuerwehr: 	 13
	 TSF-W				   TSF-W
	 MTF - LO			   MTF
	 MTF

Groß Rodensleben	
	 Grundausstattung			   Mitglieder:		 23
					     Mitglieder Jugendfeuerwehr: 	 12
	 LF 10/6				   LF 10/6
	 TLF 16/25			   TLF 16/25 od. MTF 
					     (Notwendigkeit ist nach Gründung der 		
					     Einheitsgemeinde erneut zu prüfen)
Hemsdorf	
	 Grundausstattung			   Mitglieder:		 22
					     Mitglieder Jugendfeuerwehr: 	 4
	 TSF-W				   TSF-W
	 MTF				    MTF

Dreileben
	 Grundausstattung			   Mitglieder:		 17
					     Mitglieder Jugendfeuerwehr: 	 6
	 LF 8 - LO			   LF 10/6		  im Finanzplan 2010 
	 TLF 16				   MTF
	 MTF	

Eggenstedt 		
	 Grundausstattung			   Mitglieder:		 14
					     Mitglieder Jugendfeuerwehr: 	 10
	 MTF - LO			   MTF
	 LF 16 W 50			   LF 10/6		  im Finanzplan 2010 

Remkersleben	
	 Grundausstattung			   Mitglieder:		 36
					     Mitglieder Jugendfeuerwehr: 	 19		
	 LF 8 - LO			   LF 10/6		  im Finanzplan 2009 

Schleibnitz	
	 Grundausstattung			   Mitglieder:	17
					     Mitglieder Jugendfeuerwehr: 	 8
	 TSF-W				   TSF-W
	 KLF						    
		  	

Gemeindewehrleiter	 Kdow			   Kdow

Mit Stand 31.12.2007 gehören der neuen Schwerpunktfeuerwehr 351 aktive Mitglieder und 157 Mit-
glieder in den Jugendfeuerwehren an.

Mit Entstehung der neuen Schwerpunktfeuerwehr wird lt. MindAusrVO-FF  zusätzlich folgende Tech-
nik benötigt:
	 - �GWG (kann auch durch den Ersatz des RW WZL durch einen RW mit Beladung Gefahrgut 

ersetzt werden)	
	 - SW 2000-Tr

8. 	 Hauptamtliche Kräfte
	� Die Stadt Wanzleben beschäftigt einen hauptamtlichen Gerätewart. Diese eine Stelle ist nicht 

ausreichend für 14 Feuerwehren. Es ist eine weitere hauptamtliche Stelle als Gerätewart zu schaf-
fen. 

9. 	 Wäscherei/Atemschutzwerkstatt
	� In dem Gerätehaus Wanzleben ist eine Industriewaschmaschine durch den hauptamtlichen Gerä-

tewart zu betreiben. 
	� Der hauptamtliche Gerätewart in Wanzleben, der auch Atemschutzgerätewart ist, ist für das Befül-

len der Atemschutzflaschen verantwortlich. 

10.	 Bekleidung
	� Es ist eine zentrale Kleiderkammer einzurichten. Alle Feuerwehren erhalten die benötigte Beklei-

dung von dort. Der Verantwortliche für Technik/Bekleidung und Ausrüstung ist für die Kleider-
kammer verantwortlich.

Land Sachsen-Anhalt
Ministerium des Innern
Der Staatssekretär

Genehmigung des Gebietsänderungsvertrages zur Bildung der
Einheitsgemeinde Stadt Wanzleben-Börde aus neun Mitgliedsgemeinden 

der Verwaltungsgemeinschaft „Börde“ Wanzleben

Sehr geehrte Frau Bürgermeisterin, sehr geehrte Herren Bürgermeister,

auf den im Namen und im Auftrag der Städte Wanzleben und Seehausen und der Gemeinden Bott-
mersdorf, Dreileben, Domersleben, Klein Rodensleben, Groß Rodensleben, Eggenstedt und Hohen-
dodeleben durch die Verwaltungsgemeinschaft „Börde“ Wanzleben mit Schreiben vom 24.06.2009 
gestellten Antrag auf kommunalaufsichtliche Genehmigung der Bildung der Einheitsgemeinde Stadt 
Wanzleben-Börde ergeht folgende Genehmigung:

I.
1.	� Auf Grundlage des § 2 Abs. 4 i.V.m. § 4 Abs. 2 des Gesetzes über die Grundsätze der Neu-

gliederung der Gemeinden im Land Sachsen-Anhalt (Gemeindeneugliederungs-Grundsätzege-
setz - GemNeuglGrG) genehmige ich im Benehmen mit dem Landkreis Börde den durch die 
Städte Wanzleben und Seehausen und die Gemeinden Bottmersdorf, Dreileben, Domersleben, 
Klein Rodensleben, Groß Rodensleben, Eggenstedt und Hohendodeleben geschlossenen Vertrag 
zur Bildung einer Einheitsgemeinde zum 01.01.2010 unter der aufschiebenden Bedingung, dass 
die zur Wirksamkeit des Vertrages erforderlichen Beitrittsbeschlüsse in den vertragschließenden 
Gemeinden bis zum 31.08.2009 gefasst werden, mit folgenden Ausnahmen:

	 1.1.	 Zur Präambel
		  a) 	 In Abs. 1 sind die Worte „h) Klein Wanzleben am: „ zu streichen. 
		  b)	 In Abs. 1 werden Buchst. i) und j) zu Buchst. h) und i).
		  c) 	 In Abs. 2 ist Buchst. j) durch Buchst. i) zu ersetzen.

	 1.2. 	 Zu § 1 Neubildung der Gemeinde
		  a) 	� In Abs. 1 sind die Worte „h) Klein Wanzleben mit den Ortsteilen Meyendorf und Rem-

kersleben“ zu streichen.
		  b) 	 In Abs. 1 werden Buchst. i) und j) zu Buchst. h) und i).
		  c)	 In Abs. 5 Satz 1 ist Buchst. j) durch Buchst. i) zu ersetzen.
		  d)	 In Abs. 5 Satz 1 sind die Worte „Meyendorf, Remkersleben,“ zu streichen.

	 1.3. 	 Zu § 3 Personalübergang
		  a)	 In Abs. 2 Satz 1 ist Buchst. j) durch Buchst. i) zu ersetzen.
		  b)	 In Abs. 3 Satz 1 ist Buchst. j) durch Buchst. i) zu ersetzen.

	 1.4. 	 Zu § 4 Einwohner und Bürger
		  In Abs. 1 ist Buchst. j) durch Buchst. i) zu ersetzen.

	 1.5. 	 Zu § 7 Bildung von Ortschaften
		  a) 	� In Abs. 1 sind die Worte „sowie der bisherige Ortsteil Remkersleben mit dem bisherigen 

Ortsteil Meyendorf“ zu streichen
		  b)	 In Abs. 1 ist Buchst. j) durch Buchst. i) zu ersetzen.
		  c)	 In Abs. 2 ist Buchst. j) durch Buchst. i) zu ersetzen.
		  d)	� In Abs. 2 sind die Worte „sowie in der ehemaligen und nunmehrigen Ortschaft Rem-

kersleben“ zu streichen.
		  e)	� In Abs. 3 Satz 1 sind die Worte „sowie der bisherige Ortschaftsrat der Ortschaft Rem-

kersleben“ zu streichen.

	 1.6. 	 Zu § 8 Mitwirkung des Ortsbürgermeisters
		  In Abs. 4 Satz 1 ist Buchst. j) durch Buchst. i) zu ersetzen.

	 1.7.	 Zu § 11 Ortsrecht
		  a)	 In Abs. 1 Satz 1 ist Buchst. j) durch Buchst. i) zu ersetzen.
		  b)	 In Abs. 3 ist Buchst. j) durch Buchst. i) zu ersetzen.

	 1.8. 	 Zu § 12 Haushaltsführung
		  a)	 In Abs. 1 ist Buchst. j) durch Buchst. i) zu ersetzen.
		  b)	 bs. 2 ist Buchst. j) durch Buchst. i) zu ersetzen.
	 1.9. 	 Zu § 14 Investitionen
		  In Abs. 2 ist Buchst. j) durch Buchst. i) zu ersetzen.

	 1.10.	Zu § 15 Gewährleistung des Brandschutzes und der Hilfeleistung
		  a)  In Abs. 2 ist Buchst. j) durch Buchst. i) zu ersetzen.
		  b)  In Abs. 3 Satz 1 ist Buchst. j) durch Buchst. i) zu ersetzen.
		  c) In Abs. 3 Satz 2 ist das Wort „Remkersleben“ zu streichen.
		  d) In Abs. 4 Satz 1 ist Buchst. j) durch Buchst. i) zu ersetzen.
		  e)  In Abs. 4 Satz 2 ist das Wort „Remkersleben“ zu streichen.

	 1.11.	 Zu § 16 Kindertagesstätten
		  In Abs. 1 sind die Worte „sowie im Ortsteil Remkersleben“ zu streichen.

	 1.12. 	Zu § 18 Jagdrecht
		  Buchst. j) ist durch Buchst. i) zu ersetzen.

	 1.13. 	Zu § 21 In-Kraft-Treten
		  a) �In Satz 1 sind die Worte „des Landkreises Börde als untere Kommunalaufsichtsbehörde“ 

durch die Worte „der zuständigen Kommunalaufsichtsbehörde“ zu ersetzen. 
		  b) �Im Unterschriftsbereich sind die zur Gemeinde Klein Wanzleben vorgesehenen Worte zu 

streichen.

	 1.14.	Zu Anlage 1 zu § 2 Rechtsnachfolge
		�  In den tabellarischen Übersichten sind die jeweiligen Spalten mit den Angaben zur Gemein-

de Klein Wanzleben zu streichen.

	 1.15.	Zu Anlage 2 zu § 7 Abs. 5
		  Die Aufzählung zur Gemeinde Klein Wanzleben ist insgesamt  zu streichen.

	 1.16.	Zu Anlage 3 zu § 11 Abs. 1
		  Die Aufzählung zur Gemeinde Klein Wanzleben ist insgesamt zu streichen.

	 1.17.	Zu Anlage 4 zu § 15 Abs. 6
		  a)  �In der konzeptionellen Übersicht ist zu lfd. Nrn. 2, 4 und 5 jeweils der Buchst. j) durch 

Buchst. i) zu ersetzen.
		  b) �In der konzeptionellen Übersicht ist zu lfd. Nr. 4 in Satz 2 das Wort „Remkersleben“ zu 

streichen.
		  c) �In der konzeptionellen Übersicht ist zu lfd. Nr. 5 in Satz 2 das Wort „Remkersleben“ zu 

streichen.
		  d) �In der Aufzählung sind die Angaben zur Gemeinde Klein Wanzleben insgesamt zu strei-

chen.

2.	� Die Genehmigung ergeht nach § 4 Abs. 4 Satz 2 des Gesetzes über die Grundsätze für die Re-
gelung der Stadt-Umland-Verhältnisse und die Neugliederung der Landkreise (Kommunalneu-
gliederungs-Grundsätzegesetz - KomNeuglGrG) im Einvernehmen mit der obersten Landspla-
nungsbehörde. Im Falle des Vorliegens der in §§ 3,4 KomNeuglGrG genannten Voraussetzungen 
ist ungeachtet dieser Genehmigung eine spätere Teileingemeindung oder Eingemeindung von 
Gebieten der heutigen Gemeinden und künftigen Ortsteile Hohendodeleben und Wanzleben in die 
kreisfreie Stadt Magdeburg durch Gesetz möglich. 

II.
Nach § 80 Abs. 2 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) ordne ich die sofortige Vollziehung 
an. 

III.
Die kommunalaufsichtliche Genehmigung ergeht kostenfrei.

Begründung:
I.
Mit dem Gemeindeneugliederungs-Grundsätzegesetz hat der Landesgesetzgeber die Neugliederung 
der gemeindlichen Ebene mit dem Ziel der Schaffung zukunftsfähiger gemeindlicher Strukturen be-
schlossen. Nach § 2 Abs. 1 GemNeuglGrG soll dieses Ziel vorrangig durch die Bildung von Einheits-
gemeinden und ausnahmsweise durch den Zusammenschluss von Gemeinden zu Verbandsgemeinden 
erreicht werden. Einheitsgemeinden sollen gem. § 2 Abs. 1 Satz 3 GemNeuglGrG durch Zusammen-
schluss von Gemeinden in Verwaltungsgemeinschaften gebildet werden, in denen mindestens eine 
Mitgliedsgemeinde eine gemeinsame Gemarkungsgrenze mit einer kreisfreien Stadt hat, in Verwal-
tungsgemeinschaften mit Trägergemeinde im Sinne von § 75 Abs. 3 der Gemeindeordnung für das 
Land Sachsen-Anhalt (GO LSA) und in Verwaltungsgemeinschaften ohne Trägergemeinde, wenn 
ein prägender Ort, der zugleich ein Grundzentrum ist und der eine vergleichsweise hohe, von den 
übrigen verwaltungsgemeinschaftsangehörigen Gemeinden deutlich unterschiedliche Einwohnerzahl 
aufweist, vorhanden ist.

Die Städte und Gemeinden, die nicht unter den Regelungsinhalt des § 2 Abs. 1 Satz 3 GemNeuglGrG 
fallen, haben die Wahlmöglichkeit zwischen der Bildung einer Einheitsgemeinde und der Bildung 
einer Verbandsgemeinde.

Innerhalb der Verwaltungsgemeinschaft „Börde“ Wanzleben kommt der in § 2 Abs. 1 Satz 3 Nr. 3 
GemNeuglGrG bestimmte Vorrang der Bildung einer Einheitsgemeinde zum Tragen, weil die Ge-
meinden Hohendodeleben und Wanzleben an das Oberzentrum Magdeburg angrenzen. Zum anderen 
handelt es sich im vorliegenden Fall um eine Verwaltungsgemeinschaft mit Trägergemeinde im Sinne 
von § 75 Abs. 3 GO LSA. Dementsprechend haben neun von zehn Mitgliedsgemeinden der Ver-
waltungsgemeinschaft „Börde“ Wanzleben die Bildung einer Einheitsgemeinde vereinbart und einen 
unterschriebenen sowie gesiegelten Gebietsänderungsvertrag zur Neubildung einer Einheitsgemeinde 
aus den Mitgliedsgemeinden der Verwaltungsgemeinschaft „Börde“ Wanzleben mit Schreiben vom 
24.06.2009 zur kommunalaufsichtlichen Genehmigung vorgelegt. Die Unterlagen zur formellen Prü-
fung wurden mit gleichem Datum vollständig eingereicht.

Die Städte Wanzleben und Seehausen und die Gemeinden Bottmersdorf, Dreileben, Domersleben, 
Klein Rodensleben, Groß Rodensleben, Eggenstedt und Hohendodeleben beabsichtigen demnach, 
zum 01.01.2010 eine Einheitsgemeinde zu bilden. Der Vertrag wurde in der zur Genehmigung ein-
gereichten Form in der Gemeinde Bottmersdorf am 10.06.2009, in der Gemeinde Domersleben am 
03.06.2009, in der Gemeinde Dreileben am 09.06.2009, in der Gemeinde Eggenstedt am 05.06.2009, 
in der Gemeinde Groß Rodensleben am 04.06.2009, in der Gemeinde Hohendodeleben am 04.06.2009, 
in der Gemeinde Klein Rodensleben am 27.05.2009, in der Stadt Seehausen am 11.06.2009 und in der 
Stadt Wanzleben am 18.05.2009, in der Gemeinde Ochtmersleben am 18.05.2009, in der Gemeinde 
Rottmersleben am 04.06.2009 jeweils mit der nach § 17 Abs. 1 GO LSA erforderlichen Mehrheit der 
Mitglieder der Gemeinderäte beschlossen. In der Gemeinde Klein Wanzleben wurde demgegenüber 
die für einen wirksamen Beschluss erforderliche Mehrheit der Mitglieder des Gemeinderates nicht er-
reicht. Die Bildung der Einheitsgemeinde muss daher ohne die Gemeinde Klein Wanzleben erfolgen. 

Die Bildung einer Einheitsgemeinde, welche nicht aus allen Mitgliedsgemeinden einer Verwaltungs-
gemeinschaft erfolgen kann, ist dann zulässig, wenn die Voraussetzungen des § 2 Abs. 4 GemNeugl-
GrG vorliegen. Nach § 2 Abs. 4 GemNeuglGrG ist eine Vereinbarung über die Bildung einer Einheits-
gemeinde auch dann genehmigungsfähig, wenn wenigstens drei Viertel der Mitgliedsgemeinden einer 
Verwaltungsgemeinschaft, in denen zwei Drittel der Einwohner aller Mitgliedsgemeinden wohnen, 
die Bildung einer Einheitsgemeinde vereinbart haben und jedenfalls die nachträgliche Zuordnung der 
an der Vereinbarung nicht beteiligten Gemeinden zum Erreichen der gesetzlich geforderten Minde-
steinwohnerzahl führt.

Nach § 2 Abs. 2 Satz 1 GemNeuglGrG sollen Einheitsgemeinden mindestens 10.000 Einwohner ha-
ben. Nach § 2 Abs. 2 Satz 3 GemNeuglGrG darf die Einwohnerzahl nach Satz 1 geringfügig unter-
schritten werden, wenn Umstände des Einzelfalles die Annahme rechtfertigen, dass die dauerhafte 
Leistungsfähigkeit erreicht wird. Ausweislich der Gesetzesbegründung soll die Unterschreitung der 
Mindesteinwohnerzahl nicht mehr als 5 v.H. betragen (vgl. LT-Drs. 5/902, S. 47). 

Alle zehn Mitgliedsgemeinden der Verwaltungsgemeinschaft „Börde“ Wanzleben haben zu dem nach 
§ 2 Abs. 10 GemNeuglGrG maßgeblichen Stichtag 31.12.2005 insgesamt 16.104 Einwohner. Die neun 
vertragschließenden Gemeinden (90 v.H. der Mitgliedsgemeinden) haben zum Stichtag 31.12.2005 
insgesamt 13.594 Einwohner (84,4 v.H. der Einwohnerzahl aller Mitgliedsgemeinden). Mithin wurde 
die Vereinbarung zwischen wenigstens drei Vierteln der Mitgliedsgemeinden einer Verwaltungsge-
meinschaft, in denen zwei Drittel der Einwohner aller Mitgliedsgemeinden wohnen, gefordert wird, 
geschlossen.

Die nachträgliche Zuordnung der an der Gebietsänderungsvereinbarung nicht beteiligten Gemeinde 
Klein Wanzleben würde dazu führen, dass eine Einwohnerzahl von 16.104 erreicht würde. Da die 
gesetzliche Regelmindestgröße für eine Einheitsgemeinde von 10.000 Einwohnern bereits ohne diese 
Zuordnung deutlich überschritten wird, greift in jedem Fall die gesetzliche Regelvermutung hinsicht-
lich der Leistungsfähigkeit der entstehenden Gemeinde. 

Damit sind die Voraussetzungen des § 2 Abs. 4 GemNeuglGrG im vorliegenden Fall insgesamt er-
füllt. 

Ebenfalls erfüllt werden die Voraussetzungen des § 17 Abs. 1 GO LSA. Nach § 17 Abs. 1 Satz 5 
GO LSA ist in der Regel davon auszugehen, dass im Falle einer Gebietsänderung zu Gemeinden mit 
mindestens 10 000 Einwohnern das Interesse an der Bildung oder Vergrößerung dem Gemeinwohl ent-
spricht. Nach § 17 Abs. 1 Satz 5 GO LSA sollen daneben Gesichtspunkte der Raumordnung und Lan-
desplanung sowie die örtlichen Zusammenhänge, insbesondere wirtschaftliche und naturräumliche 
Verhältnisse wie auch historische und landsmannschaftliche Verbundenheiten, berücksichtigt werden. 
Die antragstellenden Gemeinden sind seit 2004 in der Verwaltungsgemeinschaft „Börde“ Wanzleben 
mit zum Stichtag 31.12.2005 ermittelten 13.594 Einwohnern zusammengeschlossen. Mit der Neu-
bildung der Einheitsgemeinde „Börde“ Wanzleben werden des Weiteren örtliche Zusammenhänge, 
insbesondere wirtschaftliche und naturräumliche Verhältnisse wie auch historische Verbundenheiten 
berücksichtigt. Gesichtspunkte der Raumordnung, Landesplanung usw. sprechen ebenfalls nicht ge-
gen den geplanten Zusammenschluss. 
Das nach § 4 Abs. 4 Satz 2 KomNeuglGrG im vorliegenden Fall erforderliche Einvernehmen mit der 
obersten Landesplanungsbehörde, dem Ministerium für Landesentwicklung und Verkehr, wurde im 
Vorfeld der Genehmigungserteilung hergestellt. Auf die Tatsache, dass nach der nach dem KomNeugl-
GrG derzeit bestehenden Gesetzeslage spätere Eingemeindungen in das angrenzende Oberzentrum 
Magdeburg nicht ausgeschlossen sind, wurde ergänzend hingewiesen. 

In den Fällen des § 2 Abs. 4 GemNeuglGrG obliegt mir gem. § 4 Abs. 2 GemNeuglGrG im Beneh-
men mit der unteren Kommunalaufsichtsbehörde die Zuständigkeit zur Genehmigung des Gebiets-
änderungsvertrages. Der Landkreis Börde als nach § 134 Abs. 1 Satz 1 GO LSA zuständige untere 
Kommunalaufsichtsbehörde hat mir mit Bericht vom 30.06.2009 vorgeschlagen, die Genehmigung 
zu erteilen. 

Im Ergebnis ist festzustellen, dass die Bildung der Einheitsgemeinde „Börde“ Wanzleben dem Ge-
meinwohl entspricht, da sie den Vorstellungen des GemNeuglGrG zur Schaffung zukunftsfähiger ge-
meindlicher Strukturen im Land Sachsen-Anhalt nachkommt.

Die Prüfung der Rechtmäßigkeit des Gebietsänderungsvertrages zur Neubildung einer Gemeinde aus 
Mitgliedsgemeinden der Verwaltungsgemeinschaft „Börde“ Wanzleben ergab, dass dieser auch unter 
formellen Gesichtspunkten rechtmäßig zustande gekommen ist.

Im Ergebnis der Prüfung der materiellen Rechtmäßigkeit des Vertragsinhaltes, ist jedoch Folgendes 
festzustellen.

Am Vertragsentwurf war ursprünglich auch die Gemeinde Klein Wanzleben beteiligt. In dieser Ge-
meinde konnte im Rahmen der Abstimmung über die Annahme des Vertrages jedoch nicht die nach § 
17 Abs. 1 Satz 7 GO LSA erforderliche qualifizierte Mehrheit im Gemeinderat erreicht werden. Die 
Vereinbarung über die Bildung der Einheitsgemeinde wurde somit in dieser Kommune nicht ange-
nommen und demzufolge auch nicht durch den Bürgermeister mit unterzeichnet.

Da der den vertragschließenden Gemeinden zur Beschlussfassung vorgelegte Vertragsentwurf vorsah, 
dass zehn Gemeinden an der Vereinbarung teilhaben werden, nunmehr aber nur neun Vertragspart-
ner tatsächlich unterzeichnet haben, hat die Genehmigung des Vertrages mit Ausnahme derjenigen 
Bestandteile zu erfolgen, welche die Gemeinde Klein Wanzleben betreffen. In den Gemeinden, die 
den Vertrag in der vorliegenden Form beschlossen und unterzeichnet haben, sind Beitrittsbeschlüsse 
erforderlich, da letztendlich ein anderer Vertrag genehmigt wird, als derjenige, welcher ursprünglich 
zur Genehmigung eingereicht wurde. Ohne die Beitrittsbeschlüsse würde die kommunalaufsichtliche 
Genehmigung mithin keine Wirksamkeit entfalten können. Hinsichtlich der zu Nrn. 1.1. bis 1.17. die-
ser Genehmigung zwingend gebotenen Beitrittsbeschlüsse ist zu beachten, dass diese innerhalb eines 
vertretbaren Zeitfensters erfolgen und zudem im Vorfeld der für das In-Kraft-Treten des Vertrages 
erforderlichen Veröffentlichung erfolgen müssen, damit die im Vertrag vereinbarten und von Gesetzes 
wegen geforderten Fristen hinsichtlich der Wahlen der Organe für die neu zu bildende Einheitsgemein-
de eingehalten werden können. Um hier in angemessener Zeit nach In-Kraft-Treten des Vertrages eine 
Umsetzung gewährleisten zu können, sollten die Beitrittsbeschlüsse daher bis spätestens 31.08.2009 
gefasst werden. 

Auf Grund der Einhaltung der formellen und vor dem Hintergrund der Prüfung der materiellen Vor-
aussetzungen einer Gebietsänderung war dem Vorschlag des Landkreises Börde zu folgen und die 
Genehmigung zur Gebietsänderungsvereinbarung, die zum 01.01.2010 in Kraft treten soll, mit den 
verfügten Ausnahmen sowie der verfügten aufschiebenden Bedingung zu erteilen.
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II.
Nach § 80 Abs. 1 VwGO haben Widerspruch und Anfechtungsklage aufschiebende Wirkung. Nach § 
80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO kann der Sofortvollzug davon abweichend in denjenigen Fällen besonders an-
geordnet werden, in denen die sofortige Vollziehung im öffentlichen Interesse oder im überwiegenden 
Interesse eines Beteiligten liegt.

Die vorliegende Gebietsänderung soll antragsgemäß am 01.01.2010 wirksam werden. Nach § 5 Abs. 
1 des Gebietsänderungsvertrages in Verbindung mit § 46 Abs. 1 des Kommunalwahlgesetzes des Lan-
des Sachsen-Anhalt (KWG LSA) in Verbindung mit § 74 der Kommunalwahlordnung des Landes 
Sachsen-Anhalt hat die Neuwahl des Stadtrates spätestens vier Monate nach der wirksamen Bildung 
der neuen Gemeinde  zu erfolgen.  Des Weiteren ist die Wahl des hauptamtlichen Bürgermeisters 
nach § 60 Abs. 1 GO LSA unverzüglich nach Bildung der neuen Einheitsgemeinde durchzuführen. 
Eine Klage gegen die kommunalaufsichtliche Genehmigung des Vertrages würde ohne Anordnung des 
Sofortvollzugs mithin dazu führen, dass das Datum des In-Kraft-Tretens auf unbestimmte Zeit ver-
schoben werden müsste und die Bildung handlungsfähiger Strukturen sowie die Wahl demokratisch 
legitimierter Organe nicht innerhalb der vom Gesetzgeber geforderten Fristen erfolgen könnten. Um 
das Zeitfenster dieser Fristen einhalten zu können, müssen etwa wahlrechtlichen Vorbereitungshand-
lungen bereits vor Veröffentlichung der kommunalaufsichtlichen Genehmigung erfolgen können. 

Des Weiteren könnte im Falle der aufschiebenden Wirkung eines Rechtsbehelfs der Gesetzgeber die 
seit dem 01.07.2009 gebotenen gesetzlichen Zuordnungsentscheidungen nicht mit der erforderlichen 
Rechtssicherheit treffen. Möglicherweise stünde eine mit Rechtsbehelf angefochtene freiwillige Ge-
bietsänderung dann insgesamt in Frage. 

Vor diesem Hintergrund haben die Antragsteller ein deutlich erkennbares und schützenswertes Inter-
esse daran, dass der zwischen ihnen geschlossene Gebietsänderungsvertrag unverzüglich, rechtssicher 
und unverändert umgesetzt wird. Dies gilt auch  für die von den Antragstellern vertretenen Bürger. 
Demgegenüber ist kein Interesse erkennbar, welches dasjenige der Antragsteller an dieser Umsetzung 
überwiegen könnte. 

Dies gilt auch für ein mögliches Anfechtungsinteresse der Beteiligten, das sich aus den Ausnahmen 
von der Genehmigung ergeben könnte. Da diese Ausnahmen insgesamt ausschließlich formaler Natur 
sind und sich im Wesentlichen aus der fehlenden Mitwirkung der Gemeinde Klein Wanzleben ergeben, 
sind auch an dieser Stelle keinerlei Anhaltspunkte dafür erkennbar, dass das Interesse eines Beteiligten 
an einer aufschiebenden Wirkung dasjenige am sofortigen Vollzug überwiegen könnte. 

Die sofortige Vollziehung war daher anzuordnen. 

III.
Die Kostenentscheidung beruht auf § 2 Abs. 2 des Verwaltungskostengesetzes des Landes
Sachsen-Anhalt (VwKostG LSA) in der derzeit gültigen Fassung.

IV.
Ich weise darauf hin, dass die zukünftige Gemeinde Wanzleben-Börde nach § 2 Abs. 5 Satz 3 Gem-
NeuglGrG ab dem 01.01.2010 bis zu einer Zuordnung auch die Aufgaben der Gemeinde Klein Wanz-
leben nach Maßgabe der bisher zwischen der Verwaltungsgemeinschaft „Börde“ Wanzleben und der 
Gemeinde Klein Wanzleben geltenden gesetzlichen Regelungen und geschlossenen Vereinbarungen 
bis zu einer Zuordnung von Klein Wanzleben wahrzunehmen hat. 

Des Weiteren gebe ich folgende Hinweise zur Auslegung des Vertragstextes:

Zu § 2 Abs. 1
Ich weise darauf hin, dass die Stadt Wanzleben-Börde hinsichtlich der Gemeinden Hohendodeleben 
und Wanzleben Rechtsnachfolger im Stadt-Umland-Verband Magdeburg ist. Ungeachtet der Auffüh-
rung dieser Mitgliedschaft in der Anlage zu § 2 Abs. 1 ergibt sich diese Rechtsnachfolge neben § 2 
Abs. 1 der Vereinbarung bereits unmittelbar aus § 11 des Stadt-Umland-Verbandsgesetzes in Verbin-
dung mit § 15 Abs. 1 des Gesetzes über die kommunale Gemeinschaftsarbeit.

Zu § 5 Abs. 1 
Die Festlegung von Wahlbereichen bestimmt sich nach §§ 7, 61 KWG LSA. Eine wenn auch nur nä-
herungsweise Festlegung der Wahlbereiche liegt danach nicht in der Zuständigkeit der vertragschlie-
ßenden Parteien. Vor diesem Hintergrund kann die Vereinbarung lediglich deklaratorische Bedeutung 
haben, auch wenn sie sich im Wesentlichen an der Gesetzeslage orientiert. Rechtsverbindliche Ansprü-
che können hieraus jedoch weder abgeleitet noch durchgesetzt werden. 

Zu § 6 Abs. 2 Satz 2 
Soweit in dieser Bestimmung auf die Festlegung des Wahltages durch den „neuen Stadtrat“ verwiesen 
wird, kann damit nur der nach § 5 Abs. 2 Satz 2 des Vertrages bestimmte Übergangsstadtrat gemeint 
sein, da die nach § 60 Abs. 1 GO LSA gebotenen Fristen durch eine Festlegung des Wahltermins durch 
den nach § 5 Abs. 1 des Vertrages neu zu wählenden Stadtrat nicht eingehalten werden könnten. Mithin 
hat der Übergangsstadtrat nach Bildung der neuen Einheitsgemeinden nach § 60 GO LSA i.V.m. § 5 
Abs. 2 Satz 2 KWG LSA den Termin für die Wahl des Bürgermeisters zeitnah festzulegen, damit dieser 
entsprechend § 60 Abs. 1 GO LSA unverzüglich nach Bildung der neuen Gemeinde gewählt werden 
kann. Möglicherweise ist es auch erreichbar, dass Bürgermeister- und Stadtratswahl auf den gleichen 
Termin gelegt werden. 

Zu § 12 Abs. 1 
Da der Gebietsänderungsvertrag erst zum 01.01.2010 in Kraft tritt, läuft diese bis zum 31.12.2009 
befristete Regelung insgesamt ins Leere. 

Zu § 15 Abs. 5 
Diese Festlegung kann jedenfalls dann nur deklaratorische Bedeutung haben, wenn der Ausstattungs-
verbleib im Zusammenhang mit gesetzlichen Brandschutzaufgaben steht. Denn nach dem Brand-

schutzgesetz sind die Ausgestaltung und Unterhaltung der Feuerwehren gemeindeweit zu koordinie-
ren. Rechtsverbindliche Ansprüche können insoweit aus dieser Vereinbarung nicht abgeleitet werden.

Zu § 15 Abs. 6 
Die als Anlage beigefügte Übersicht stellt eine Momentaufnahme zum gegenwärtigen Zeitpunkt dar, 
die umsetzbar erscheint, soweit die derzeitigen gesetzlichen Vorgaben eingehalten werden. Vor dem 
Hintergrund möglicher Änderungen der Rechtslage sowie des gegenwärtigen Bezugs der Planung 
kann hier jedoch keine dauerhafte Verbindlichkeit entstehen. Mithin können aus dieser deklaratori-
schen Festlegung keine rechtsverbindlichen Ansprüche durchgesetzt werden.

Zu § 16 Abs. 1 
Diese Regelung kann nur hinsichtlich derjenigen Zuständigkeiten Wirkung entfalten, die der Gemein-
de übertragen sind. Soweit Abhängigkeiten von übergeordneten Regelungen bestehen, ist diese Re-
gelung nicht dazu geeignet, den Bestand der Kindertagesstätten zu garantieren. Rechtsverbindliche 
Ansprüche können insoweit aus dieser Vereinbarung nicht abgeleitet werden.

Zu § 17 
Diese Regelung kann nur hinsichtlich derjenigen Zuständigkeiten Wirkung entfalten, die der Ge-
meinde übertragen sind. Soweit Abhängigkeiten von übergeordneten Regelungen bestehen, ist diese 
Regelung nicht dazu geeignet, den Bestand der Grundschulen zu garantieren. Rechtsverbindliche An-
sprüche können insoweit aus dieser Vereinbarung nicht abgeleitet werden.

Zu § 18 
§ 11 Landesjagdgesetz regelt unter Verweis auf § 8 Bundesjagdgesetz den grundsätzlichen Erhalt der 
Jagdbezirke im Falle der Zusammenlegung von Gemeinden. Die Zuständigkeit liegt in allen Fällen 
bei der Jagdgenossenschaft bzw. der Jagdbehörde. Auf Grund dessen können Festlegungen im Ge-
bietsänderungsvertrag nur unverbindlicher Natur sein. Sie stehen in jedem Fall unter dem Vorbehalt 
anderweitiger gesetzlicher Regelung. Rechtsverbindliche Ansprüche können insoweit aus dieser Ver-
einbarung nicht abgeleitet werden. 

V.
	 Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim Verwaltungs-
gericht Magdeburg, Breiter Weg 203-206, 39104 Magdeburg, schriftlich oder zur Niederschrift des 
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle erhoben werden. Die Klage hat auf Grund der Anordnung der 
sofortigen Vollziehung keine aufschiebende Wirkung. 
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie 
soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben werden. Der Klage nebst Anlagen sollen so viele Abschriften beigefügt werden, dass 
alle Beteiligten eine Ausfertigung erhalten können.
Ein Antrag auf Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung kann beim Verwaltungsgericht Magde-
burg, Breiter Weg 203-206, 39104 Magdeburg, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle gestellt werden.

Mit freundlichen Grüßen
In Vertretung

Rüdiger Erben

Beitrittsbeschluss zum Gebietsänderungsvertrag zur Bildung
der Einheitsgemeinde Stadt Wanzleben-Böde

Gemeinde				    Beschluss-Datum:
Gemeinde Bottmersdorf			  26.08.2009
Gemeinde Domersleben			  26.08.2009
Gemeinde Dreileben			   18.08.2009
Gemeinde Eggenstedt			   28.08.2009
Gemeinde Groß Rodensleben		  24.08.2009
Gemeinde Hohendodeleben		  27.08.2009
Gemeinde Klein Rodensleben		  20.08.2009
Stadt Seehausen			   13.08.2009
Stadt Wanzleben			   27.08.2009

Die Gemeinderäte der Gemeinden Bottmersdorf, Domersleben, Dreileben, Eggenstedt, Groß Rodens-
leben, Hohendodeleben, Klein Rodensleben und die  Stadträte der Städte Seehausen und Wanzleben 
beschließen den Beitritt  zur Genehmigung des Ministeriums des Innern des Landes Sachsen-Anhalt 
vom 24.07.2009 (AZ 35.41-01486/6) für den durch die Städte Wanzleben und Seehausen und die 
Gemeinden Bottmersdorf, Domersleben, Dreileben, Eggenstedt, Groß Rodensleben, Hohendodeleben 
und Klein Rodensleben geschlossenen Vertrag zur Bildung der Einheitsgemeinde Stadt Wanzleben-
Börde zum 01.01.2010 mit folgenden Ausnahmen:

	 1.1. 	 Zur Präambel
		  a) 	 In Abs. 1 sind die Worte „h) Klein Wanzleben am: „ zu streichen. 
		  b)	 In Abs. 1 werden Buchst. i) und j) zu Buchst. h) und i).
		  c) 	 In Abs. 2 ist Buchst. j) durch Buchst. i) zu ersetzen.

	 1.2. 	 Zu § 1 Neubildung der Gemeinde
		  a)	� In Abs. 1 sind die Worte „h) Klein Wanzleben mit den Ortsteilen Meyendorf und Rem-

kersleben“ zu streichen.
		  b)	 In Abs. 1 werden Buchst. i) und j) zu Buchst. h) und i).
		  c)	 In Abs. 5 Satz 1 ist Buchst. j) durch Buchst. i) zu ersetzen.

		  d)	 In Abs. 5 Satz 1 sind die Worte „Meyendorf, Remkersleben,“ zu streichen.

	 1.3.	 Zu § 3 Personalübergang
		  a)	 In Abs. 2 Satz 1 ist Buchst. j) durch Buchst. i) zu ersetzen.
		  b)	 In Abs. 3 Satz 1 ist Buchst. j) durch Buchst. i) zu ersetzen.

	 1.4.	 Zu § 4 Einwohner und Bürger
			   In Abs. 1 ist Buchst. j) durch Buchst. i) zu ersetzen.
   

	 1.5.	 Zu § 7 Bildung von Ortschaften
		  a) 	� In Abs. 1 sind die Worte „sowie der bisherige Ortsteil Remkersleben mit dem bisheri-

gen Ortsteil Meyendorf“ zu streichen.
		  b)	 In Abs. 1 ist Buchst. j) durch Buchst. i) zu ersetzen.
		  c)	 In Abs. 2 ist Buchst. j) durch Buchst. i) zu ersetzen.
		  d)	� In Abs. 2 sind die Worte „sowie in der ehemaligen und nunmehrigen Ortschaft Rem-

kersleben“ zu streichen.
		  e)	� In Abs. 3 Satz 1 sind die Worte „sowie der bisherige Ortschaftsrat der Ortschaft Rem-

kersleben“ zu streichen.

	 1.6.	 Zu § 8 Mitwirkung des Ortsbürgermeisters
			   In Abs. 4 Satz 1 ist Buchst. j) durch Buchst. i) zu ersetzen.

	 1.7.	 Zu § 11 Ortsrecht
		  a)	 In Abs. 1 Satz 1 ist Buchst. j) durch Buchst. i) zu ersetzen.
		  b)	 In Abs. 3 ist Buchst. j) durch Buchst. i) zu ersetzen.

	 1.8. 	 Zu § 12 Haushaltsführung
		  a)	 In Abs. 1 ist Buchst. j) durch Buchst. i) zu ersetzen.
		  b)	 In Abs. 2 ist Buchst. j) durch Buchst. i) zu ersetzen.

	 1.9. 	 Zu § 14 Investitionen
		  In Abs. 2 ist Buchst. j) durch Buchst. i) zu ersetzen.

	 1.10.	Zu § 15 Gewährleistung des Brandschutzes und der Hilfeleistung
		  a) 	 In Abs. 2 ist Buchst. j) durch Buchst. i) zu ersetzen.
		  b) 	 In Abs. 3 Satz 1 ist Buchst. j) durch Buchst. i) zu ersetzen.
		  c)	 In Abs. 3 Satz 2 ist das Wort „Remkersleben“ zu streichen.
		  d)	 In Abs. 4 Satz 1 ist Buchst. j) durch Buchst. i) zu ersetzen.
		  e) 	 In Abs. 4 Satz 2 ist das Wort „Remkersleben“ zu streichen

	 1.11.	 Zu § 16 Kindertagesstätten
   			   In Abs. 1 sind die Worte „sowie im Ortsteil Remkersleben“ zu streichen.

	 1.12.	Zu § 18 Jagdrecht
     			   Buchst. j) ist durch Buchst. i) zu ersetzen.

	 1.13. 	Zu § 21 In-Kraft-Treten
		  a)	� In Satz 1 sind die Worte „des Landkreises Börde als untere Kommunalaufsichtsbehör-

de“ durch die Worte „der zuständigen Kommunalaufsichtsbehörde“ zu ersetzen. 
		  b)	� Im Unterschriftsbereich sind die zur Gemeinde Klein Wanzleben vorgesehenen Worte  

zu streichen.

	 1.14.	Zu Anlage 1 zu § 2 Rechtsnachfolge
    		�  In den tabellarischen Übersichten sind die jeweiligen Spalten mit den Angaben zur Ge-

meinde Klein Wanzleben zu streichen.

	 1.15. 	Zu Anlage 2 zu § 7 Abs. 5
		  Die Aufzählung zur Gemeinde Klein Wanzleben ist insgesamt  zu streichen.

	 1.16. 	Zu Anlage 3 zu § 11 Abs. 1
		  Die Aufzählung zur Gemeinde Klein Wanzleben ist insgesamt zu streichen.

	 1.17. 	Zu Anlage 4 zu § 15 Abs. 6
		  a) 	� In der konzeptionellen Übersicht ist zu lfd. Nrn. 2, 4 und 5 jeweils der Buchst. j) durch 

Buchst. i) zu ersetzen.
		  b) 	� In der konzeptionellen Übersicht ist zu lfd. Nr. 4 in Satz 2 das Wort „Remkersleben“ zu 

streichen.
		  c)	� In der konzeptionellen Übersicht ist zu lfd. Nr. 5 in Satz 2 das Wort „Remkersleben“ zu 

streichen.
		  d) 	� In der Aufzählung sind die Angaben zur Gemeinde Klein Wanzleben insgesamt zu strei-

chen.
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